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Kleine Anfrage zur schriftlichen Beantwortung  
gemäß § 46 Abs. 1 GO LT 

Abgeordneter Lukas Reinken (CDU) 

Arbeitet die Kultusministerin die Handlungsaufträge des Landtages ab? 

Anfrage des Abgeordneten Lukas Reinken (CDU) an die Landesregierung, eingegangen am 
24.03.2025  

 

In dieser Wahlperiode hat der Landtag ausweislich der Stenografischen Berichte mehrere Entschlie-
ßungsanträge zu Themen im Geschäftsbereich des Kultusministeriums beschlossen, die Handlungs-
aufträge an die Landesregierung adressieren. Die Umsetzung dieser politischen Willensbildung der 
Legislative gibt Anlass für diese Anfrage. 

1. Zum Entschließungsantrag „Klassenräte als demokratisches Gremium an niedersächsischen 
Schulen einführen“ (Drucksache 19/2233), der am 28. August 2024 vom Landtag beschlossen 
wurde, frage ich die Landesregierung: 

a) Inwiefern hat die Landesregierung nach dem Vorbild von Hessen und Nordrhein-Westfa-
len den Klassenrat als Mittel demokratischer Schulentwicklung eingeführt sowie als Gre-
mium in allen Schulformen verankert? Welchen derzeitigen Sachstand kann die Landes-
regierung über den Bericht in Drucksache 19/6271 hinaus mitteilen? 

b) Welche Reaktionen hat das Kultusministerium in Bezug auf Arbeitsbelastung und Fragen 
der Durchführung der Klassenräte gegebenenfalls vonseiten der Schulen und/oder Lehr-
kräfte erhalten? 

c) Inwiefern hat die Landesregierung feste Regeln, die eine demokratische Wahl von Klas-
sensprecherinnen oder Klassensprechern sicherstellen, definiert? 

d) Welche konkreten Schritte hat die Landesregierung gegebenenfalls unternommen, um die 
Regelungen für die Wahl von Vertreterinnen und Vertretern in der Klassenkonferenz und 
deren Ausschuss (nach § 39 Abs. 1) auf alle Jahrgangsstufen im Primarbereich und im 
Förderschwerpunkt „geistige Entwicklung“ der Förderschule auszuweiten? 

2. Zum Entschließungsantrag „Entwicklungsmöglichkeiten durch mehr Freiräume - Schulen zu-
kunftsfähig aufstellen, Beteiligte entlasten“ (Drucksache 19/2466), der am 18. Juni 2024 vom 
Landtag beschlossen wurde, frage ich die Landesregierung: 

a) Welche konkreten Schritte hat die Landesregierung bisher im Rahmen des vom Landtag 
beschlossenen Freiräume-Prozesses gegebenenfalls unternommen, um zum einen be-
reits auf Grundlage der aktuellen niedersächsischen Gesetzes- und Erlasslage beste-
hende Gestaltungsspielräume zu identifizieren und besser sichtbar zu machen und zum 
anderen herauszuarbeiten, welche zusätzlichen oder während der Pandemie eröffneten 
Freiräume Schulen benötigen beziehungsweise dauerhaft nutzen können sollten, um 
mehr Eigenverantwortung zu erhalten? 

b) Inwiefern wurde das Modellprojekt „Zukunftsschule“ auch hinsichtlich möglicher Impulse 
für den Freiräume-Prozess ausgewertet? Welche Auswertungsparameter wurden dabei 
angewandt, und welches Ergebnis hat diese Auswertung ergeben? Welche konkreten 
Handlungsschritte hat die Landesregierung dadurch gegebenenfalls abgeleitet? 

c) Inwiefern hat die Landesregierung sich konkret auf der Ebene der Kultusministerkonferenz 
für mehr Freiräume für Schulen eingesetzt, insbesondere hinsichtlich der Weiterentwick-
lung der Bildungsstandards, der Möglichkeiten bezüglich des Lernens im eigenen Tempo 
sowie alternativer Prüfungs- und Abschlussformate? 
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d) Welche konkreten Schritte hat die Landesregierung gegebenenfalls unternommen, um die 
curricularen Vorgaben durch zeitgemäße, auch digitale Formate und Praxisnähe und unter 
Einbindung der digitalen Kompetenzen weiterzuentwickeln, stärker auf die Schulab-
schlüsse auszurichten und dadurch auch in den Unterrichtsfächern Freiräume zur inhaltli-
chen Schwerpunktsetzung zu ermöglichen? 

e) Welche konkreten Überlegungen zur Leistungsbewertung und zu Prüfungsformaten sowie 
zu projektbezogenem und teilhabeorientierten Arbeiten hat die Landesregierung dabei ge-
gebenenfalls in diesen Prozess mit einbezogen? 

f) Inwiefern hat die Landesregierung den jahrgangs- und fächerübergreifenden Unterricht, 
der die Jahrgänge 1 bis 4 miteinschließt, rechtssicher ermöglicht? 

g) Inwiefern sorgt die Landesregierung gegebenenfalls dafür, Schulen die Freiräume zur in-
dividuellen Schwerpunktsetzung zu ermöglichen? Welche konkreten Freiraum-Konzepte 
wurden bisher vonseiten einzelner Schulen vorgeschlagen? Gibt es Beispiele, in denen 
Schulen einen Vorschlag im Rahmen des Freiräume-Prozesses für ihre schulindividuelle 
Schwerpunktsetzung gemacht haben, den das Kultusministerium für nicht tragbar hält 
und/oder dessen Implementierung abgelehnt hat? Wenn ja, aus welchem Grund kommt 
die Landesregierung zu dieser Einschätzung? 

h) Inwiefern hat die Landesregierung ein zukunftsfähiges Beratungs- und Unterstützungs-
system gegebenenfalls etabliert und gefördert sowie die Qualifizierung von Schulleitungen 
darauf ausgerichtet? Welchen Sachstand kann die Landesregierung gegebenenfalls dazu 
und zu weiteren Handlungsschritten berichten? 

3. Zum Entschließungsantrag „Sozialindex und Bildungsbericht für Niedersachsen - Einführung 
eines wissenschaftlich validen Sozialindexes für eine gerechte bildungspolitische Planung und 
Verteilung von Ressourcen“ (Drucksache 19/3038), der am 15. Mai 2024 vom Landtag be-
schlossen wurde, frage ich die Landesregierung: 

a) Inwiefern hat die Landesregierung konkret geprüft, wie sozialräumliche Daten aus dem 
Umfeld der Schulen den Sozialindex auch bei der Entwicklung weitergehender Maßnah-
men ergänzen können? Welches Ergebnis hat diese Prüfung ergeben? 

b) Welche Reaktionen hat die Landesregierung gegebenenfalls vonseiten der Schulen 
und/oder Lehrkräfte erhalten im Hinblick auf den Arbeitsaufwand für die Schulen zu den 
Regelungen des Erlasses zum Startchancen-Programm? 

c) Wird die Landesregierung die Schulen im Startchancen-Programm mit zusätzlichen Res-
sourcen und Personal aus dem Startchancen-Programm des Bundes zu unterstützen? 

d) Welche Finanzmittel sind aus dem Startchancenprogramm bisher an die Schulträger der 
im Programm befindlichen Schulen ausgezahlt (bitte konkrete Aufschlüsselung nach 
Schulträger mit letztmöglichem Stand)? 

e) Inwiefern hat die Landesregierung gegebenenfalls Angebote und Maßnahmen entwickelt, 
um Schulen mit besonderen Herausforderungen zu vernetzen und einen Erfahrungsaus-
tausch zu gestalten, um sie in ihrer Schulentwicklung zu unterstützen? 

4. Zum Entschließungsantrag „Die Europäische Idee an Schulen, Hochschulen und Ausbildungs-
stätten nachhaltig stärken“ (Drucksache 19/5787), der am 15. Mai 2024 vom Landtag beschlos-
sen wurde, frage ich die Landesregierung: 

a) Welche konkreten Schritte hat die Landesregierung gegebenenfalls unternommen, um die 
Vernetzung und Kooperation niedersächsischer Schulen mit Schulen im Ausland sowie 
die Vernetzung von Schulleitungen untereinander voranzutreiben und im Zuge dessen zu 
prüfen, inwieweit die bestehenden Europaschulen in ihrer Arbeit unterstützt werden kön-
nen, auch mit dem Ziel, weitere Europaschulen vor allem im Primärbereich hinzuzugewin-
nen bzw. weiterzuentwickeln? 

b) Inwiefern stärkt die Landesregierung gegebenenfalls die Europabildung im Sekundarbe-
reich I und II sowie im Bereich der Berufsbildung und an den berufsbildenden Schulen? 



Niedersächsischer Landtag – 19. Wahlperiode Drucksache 19/6893 

 

3 

c) Inwiefern fördert die Landesregierung konkret Mehrsprachigkeit und bilingualen Unterricht 
im Rahmen der Europabildung? 

d) Welche konkreten Schritte hat die Landesregierung gegebenenfalls unternommen, um die 
Aus-, Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen zu „Europabildung“ für alle Lehrkräfte zu er-
möglichen und eine fachübergreifende Implementierung anzustreben? 

e) Welche konkreten Schritte hat die Landesregierung gegebenenfalls unternommen, um ei-
nen besonderen Europaschwerpunkt in Unterricht und Schulen, z. B. durch Projektarbeit 
zu europäischen Themen und mit schulischen und außerschulischen Partnern, zu initiie-
ren? An welchen Schulen wurden daraufhin Projekte etabliert? 

f) Inwiefern fördert die Landesregierung den internationalen Austausch über bewährte und 
qualitätsvolle internationale Programme (wie „Europa macht Schule“), Wettbewerbe und 
Projekte? 

g) Welche Ergebnisse hat die Prüfung der Landesregierung gegebenenfalls ergeben im Hin-
blick darauf, wie das Europäische Informationszentrum und andere regionale Informa-
tions- und Beratungsstellen als Ansprechpartner für Fragen zu Austauschprogrammen der 
EU weiterentwickelt werden können, um Informationen über passgenaue Förder- und 
Qualifizierungsangebote für junge Menschen im internationalen Austausch zu bündeln 
und somit die Nutzung entsprechender Angebote durch junge Menschen in Niedersach-
sen durch entsprechende Beratungsangebote zu erleichtern? 

h) Inwiefern hat die Landesregierung konkret die Verbreitung des EU-Programms „eTwin-
ning“ unterstützt? 

i) Welche konkreten Schritte hat die Landesregierung gegebenenfalls unternommen, um die 
niedersächsischen Schulen bei der Beantragung von Mitteln im EU-Programm „Eras-
mus+“ stärker zu entlasten? Welche weiteren Schritte sind geplant, und welche Reaktio-
nen liegen der Landesregierung im Hinblick auf die Arbeitsbelastung der Schulen bei der 
Beantragung von „Erasmus+“ vor? 

j) Inwiefern hilft die Landesregierung konkret den Schulen dabei, vermehrt Informationen 
über die diversen Angebote zu außerschulischen Projekt(-tag)en und Veranstaltungen zu 
europapolitischer Bildung, europäischer Völkerverständigung und Demokratieförderung 
bereitzustellen? 

k) Welche konkreten Schritte hat die Landesregierung gegebenenfalls unternommen, um für 
Studierende an niedersächsischen Hochschulen durch Überwindung von Barrieren eine 
Teilnahme an Auslandsaufenthalten im Rahmen des EU-Programms „Erasmus+“ zu er-
möglichen? Welche weiteren Handlungsschritte hat die Landesregierung identifiziert? 

l) Welche konkreten Schritte hat die Landesregierung gegebenenfalls unternommen, um 
Auszubildenden die Teilhabe an internationalen Mobilitätsprogrammen zu erleichtern und 
aufbauend auf der Kooperation mit Andalusien weitere Kooperationsverträge mit anderen 
Regionen zu schließen sowie Ausbildungsbetriebe und berufliche Schulen ebenfalls dabei 
zu unterstützen, Informationen über europäische Mobilitätsprogramme für Auszubildende 
gezielt bereitzustellen? Welche Zahlen liegen der Landesregierung darüber vor, wie viele 
Auszubildende seit dem Beschluss des Entschließungsantrags Praktika im Ausland oder 
Austauschmaßnahmen an beruflichen Schulen in Anspruch nehmen konnten? 

m) Welche konkreten Ergebnisse hat die Prüfung gegebenenfalls ergeben, inwiefern die Rah-
menbedingungen für potenzielle Gastfamilien oder Betreuungspersonen transparenter 
gestaltet werden und ob hier gegebenenfalls eine zusätzliche finanzielle Unterstützung 
ermöglicht werden kann? Welche Handlungsschritte leitet die Landesregierung daraus ab, 
und wie ist hier jeweils der Sachstand? 

 

 

 

(Verteilt am      ) (Verteilt am 27.03.2025) 
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